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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Der Besuch von Bundespréasidentin Calmy-Rey in Brissel war mit Spannung erwartet
worden, da auch EU-Kommissionsprasident Barroso von der Aussenministerin eine
klare Stellungnahme zur weiteren Entwicklung des Verhaltnisses Schweiz-EU
erwartete. Das Treffen zwischen beiden Seiten verlief ohne konkrete Ergebnisse. Die EU
forderte von der Schweiz die automatische Ubernahme von europaischem Recht bei
neuen Abkommen, ein Vorschlag, welcher bei der Schweizer Delegation auf Ablehnung
stiess. Die selektive Weiterentwicklung des Bilateralismus sei fir die Union kein Thema,
hiess es in Brussel. Aber auch Bundesratin Calmy-Rey machte in ihrer Erklarung klar,
dass die Beibehaltung des Status quo fir die Schweiz nicht von Vorteil sei. Damit war
man sich nach dem Treffen zumindest ,einig Uber die Uneinigkeit™. Aufgrund der
Kontroverse um ein mogliches drittes bilaterales Verhandlungspaket forderten die
Aussenpolitischen Kommissionen beider Rate eine Klarstellung der Bundesrate Calmy-
Rey und Schneider-Ammann bezlglich der Sichtweise der Schweizer Exekutive auf die
Weiterentwicklung des Verhéltnisses mit der EU. Nachdem sich abzeichnete, dass die
Blockade der Verhandlungen zwischen der Schweiz und der EU von langerer Dauer sein
wurde, kritisierte die Aussenministerin in der Schweizer Presse das Verhalten der EU als
zu passiv. Deren Vorgehen sei keiner Losung férderlich. Die Aussagen der Bundesratin
wurden von Politikern samtlicher Lager kritisiert. EU-Botschafter Reiterer konterte,
dass nach Ansicht Brussels der Ball bei der Schweiz liege. Beim Besuch des EU-
Ratsprasidenten Van Rompuy in Zirich im November bekraftigen beide Parteien
nochmals ihre Sicht auf die zuklnftigen Verhandlungen. Wéahrend die EU nach wie vor
eine institutionelle Losung mit automatischer Rechtsiibernahme durch die Schweiz
forderte, sprach sich Aussenministerin Calmy-Rey fiir sektorielle Abkommen aus. '

Volkswirtschaftsminister Johann Schneider-Ammann sprach sich Ende Januar
ausdricklich fur die Weiterflhrung des bilateralen Weges und eine Weiterentwicklung
dieser Beziehungen im Rahmen eines Verhandlungspakets Bilaterale Ill aus. Thematisch
wlrde sich eine solche Zusammenarbeit mit der EU beispielsweise im Strombereich,
beim CO2-Emissionshandel, in der Landwirtschaft oder bei den Steuern anbieten.
Bundesrat Schneider-Amman wiurde einer solchen Vertiefung des bilateralen Weges
einem Rahmenabkommen mit der EU, welches die automatische Ubernahme von EU-
Recht beinhalten wirde, den Vorzug geben. Im Parlament stiess die Idee mehrheitlich
auf Zustimmung. 2

Mittels Postulat forderte Fabio Regazzi (cvp, Tl) den Bundesrat dazu auf, die Kosten fiir
die Schweizer Wirtschaft bei einer Kiindigung des Personenfreiziigigkeitsabkommens
zu berechnen. Seit der Abstimmung Uber die Masseneinwanderungsinitiative versuche
der Bundesrat eine Neuverhandlung des FZA zu initiieren. Da sich die EU bis anhin
jedoch nicht offen fir Verhandlungen zeige, riskiere die Schweiz eine dauerhafte
rechtliche Unvereinbarkeit zwischen Verfassung und FZA, begriindete der Postulant
seinen Vorstoss. Aufgrund der Guillotineklausel wirden bei einer Aufkindigung des FZA
auch die anderen sechs Abkommen der Bilateralen | ihre Gultigkeit verlieren und
moglicherweise auch die Schengen-/Dublin-Abkommen sowie die Bildungsabkommen
gekindigt werden. Ausserdem berge auch die RASA-Initiative Kindigungsrisiken,
wodurch die Bezifferung der 6konomischen Konsequenzen erforderlich werde. Der
Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates.

Im Nationalrat wurde das Postulat in der Wintersession 2015 von Luzi Stamm (svp, AG)
bekdmpft und daher in der Frihlingssession 2016 diskutiert. Nationalrat Stamm
kritisierte einerseits, dass das Postulat zu eng gefasst sei, weil die volkswirtschaftlichen
Kosten berechnet werden mussten, nicht nur die Kosten fir die Wirtschaft.
Andererseits gehe es zu weit, denn es sei zu komplex, samtliche potenziellen Folgen
einer Kiindigung der Abkommen zu berechnen. Wirtschaftsminister Schneider-Ammann
empfahl hingegen die Annahme des Postulats, denn dem Bundesrat lagen zu dem
Zeitpunkt bereits zwei Studien vor, welche die «betrachtlichen Kosten» belegten. Das
laut Schneider-Ammann deshalb bereits erfullte Postulat wurde daher mit 125 zu 66
Stimmen deutlich angenommen. ®
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Die APK-SR hatte vor der Sommersession 2016 Stellung zur Motion Reimann (svp, SG)
mit dem Titel «EU-Beitrittsgesuch, Klarheit schaffen» genommen und nach
Stichentscheid des Prasidenten die Ablehnung ebenjener beantragt. Die Mehrheit der
Kommission hatte die Motion fur Uberflissig befunden, wéhrend eine Minderheit
Keller-Sutter (fdp, SG) gehofft hatte, durch die Annahme endlich Klarheit in der Sache
schaffen zu kdnnen.

In der Beratung des Geschafts wahrend der Sommersession 2016 ausserte sich
Stéanderatin Seydoux-Christe (cvp, JU) als Sprecherin der Kommissionsmehrheit und
bezeichnete den Inhalt der Motion als «unnoétig», «bizarr» und «lacherlich». Die
Vertreterin der Kommissionsminderheit - Karin Keller-Sutter - wies darauf hin, dass
der Rickzug des Gesuchs aus Brissel zwar keinen Vorteil, aber auch keinen Nachteil mit
sich bringe und man dennoch nachdricklich einen Schlussstrich ziehen wirde. Der
Standerat tat es schliesslich dem Nationalrat gleich und nahm die Motion mit 27 zu 13
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an.

Der Bundesrat beantragte im darauffolgenden Jahr die Abschreibung der Motion. Durch
ein offizielles Schreiben setzte Bundesprasident Johann Schneider-Ammann den EU-
Kommissionsprasidenten Jean-Claude Juncker davon in Kenntnis, dass das Gesuch
gegenstandslos sei und als zurlckgezogen angesehen werden musse. Die EU nahm
davon Kenntnis, womit die Motion erfiullt worden war. National- und Sténderat
schrieben das Geschaft in der Sommersession 2017 ab. *

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im Januar traf Bundesprasidentin Micheline Calmy-Rey bei einem Besuch in Berlin
Bundeskanzlerin Angela Merkel. Im Zentrum der Gespréache stand die Schweizer Haltung
zum Steuerstreit mit der EU und zum bilateralen Weg. Ebenfalls traf sich Calmy-Rey mit
Bundesprasident Christian Wulff, mit dem deutschen Aussenminister Guido
Westerwelle sowie mit Wirtschaftsminister Rainer Briderle. Anfang Februar folgte die
Aussenministerin der Einladung Ungarns und traf in Budapest den ungarischen
Staatsprasidenten Pal Schmitt sowie den Aussenminister Jdnos Martonyi. Da Ungarn
damals die EU préasidierte, standen die bilateralen Beziehungen zwischen der Schweiz
und der EU im Zentrum des Besuchs. Der Bilateralismus mit der EU war ebenfalls ein
zentraler Bestandteil der Gesprache, welche Bundesprasidentin Calmy-Rey im Februar
in Brussel mit dem Prasidenten des Européischen Rates, Herman Van Rompuy, mit EU-
Kommissionsprasident José Manuel Barroso sowie mit dem Prasidenten des
Européischen Parlaments Jerzy Buzek flihrte. Im selben Monat stattete die Bundesratin
dem spanischen Koénig Juan Carlos |. einen offiziellen Besuch ab. Das Treffen diente
unter anderem der Vorbereitung des koniglichen Besuchs in der Schweiz im Mai. Im
Marz stattete die Bundesprasidentin Aserbaidschan einen offiziellen Besuch ab. Anfang
April weilte sie zur Erdéffnung der Schweizer Botschaft in Eriwan, der Hauptstadt
Armeniens. Mitte desselben Monats traf die Bundesprasidentin in Wien den
Osterreichischen Bundesprasidenten Heinz Fischer sowie Bundeskanzler Werner
Faymann. Sie nutzte zudem die Gelegenheit flr einen Besuch beim Direktor der
Internationalen Atomenergiebehérde (IAEA). Ende Mai besuchte die Aussenministerin in
Tiflis die politische FlUhrung Georgiens. Anfang Juni wurde sie vom italienischen
Premierminister Silvio Berlusconi in Rom empfangen, mit welchem sie vor allem tber
Steuerfragen diskutierte. Dabei drickte sie ihr Missfallen Gber die italienische Haltung
im Steuerstreit aus. Italien hatte die Schweiz aufgrund ihres Steuerregimes auf eine
schwarze Liste gesetzt und Ubte insbesondere auf den Tessiner Finanzplatz Druck aus.
Mitte des Monats stattete die Bundesratin Polen einen offiziellen Besuch ab, welches
Anfang Juni von Ungarn die EU-Ratspréasidentschaft Ubernommen hatte.
Dementsprechend stand wiederum das Verhaltnis Schweiz-EU im Zentrum des
Gesprachs. Ende Juni besuchte Micheline Calmy-Rey aufgrund des 100-jahrigen
Jubildums der diplomatischen Beziehungen zwischen Ruménien und der Schweiz
Bukarest. Zusammen mit Bundesrat Schneider-Ammann traf die Bundesprasidentin
Mitte Juli den russischen Prasidenten Dimitri Medwedew zwecks Einweihung einer
Zement-Fabrik von Holcim im russischen Kolomna. Dabei wurden diverse bilaterale und
multilaterale Fragen diskutiert. Anfang August bereiste die EDA-Chefin Kenia und
besuchte dabei ein UNHCR-Flichtlingslager, welches mehrere hunderttausend
Menschen beherbergt, die das von einer schweren Hungersnot betroffene Gebiet am
Horn von Afrika verlassen mussten. In Vaduz traf Micheline Calmy-Rey Ende September
am traditionellen  Vierlandertreffen die deutschen und &sterreichischen
Bundesprasidenten Christian Wulff und Heinz Fischer sowie Furst Alois von
Liechtenstein. Ebenfalls Ende September nahm sie in Tunis am Task-Force-Treffen EU-
Tunesien teil, das die europaischen Unterstitzungsmaoglichkeiten fur eine nachhaltige
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Demokratisierung des Landes aufzeigen sollte. Auf Einladung der Aussenpolitischen
Kommission des Européischen Parlaments besuchte Micheline Calmy-Rey im Oktober
Brussel und erlauterte dem Parlament die Ziele der Schweizer Aussenpolitik. Mitte
November stattete die Magistratin Kroatien einen offiziellen Besuch ab und wurde in
Zagreb vom kroatischen Prasidenten Ivo Josipovic empfangen. Ebenfalls im November
reiste sie nach Serbien, wo sie mit der politischen Fihrung des Landes zusammentraf.
Den letzten Besuch im Ausland in ihrem Amtsjahr als Bundesprasidentin stattete
Micheline Calmy-Rey der Turkei ab, wo sie in Ankara Prasident Abdullah Gul traf. °

Volkswirtschaftsminister Johann Schneider-Ammann besuchte im Januar Ungarn und
unterzeichnete dabei ein Projektabkommen im Umweltbereich. Im Marz stattete der
Bundesrat Deutschland einen Antrittsbesuch ab. Beim Treffen mit Wirtschaftsminister
Rainer Bruderle erlauterte er die Schweizer Haltung zur méglichen Weiterentwicklung
des Dbilateralen Weges mit der EU. Der Vorsteher des Eidgendssischen
Volkswirtschaftsdepartements besuchte im April Indien, wo er die Verhandlungen tber
ein Freihandelsabkommen voranbringen wollte. Im Mai war Johann Schneider-Ammann
in Brissel zu Besuch, wo er unter anderem den EU-Agrarkommissar und den EU-
Handelskommissar traf. Der Volkswirtschaftsminister unterzeichnete ein Abkommen
mit der EU zum gegenseitigen Schutz von Ursprungsbezeichnungen (AOC). Im Juli
besuchte er gemeinsam mit Bundesprasidentin Calmy-Rey Russland, wo sie zusammen
mit dem russischen Prasidenten Medwedew eine Holcim-Zementfabrik einweihten.
Schneider-Ammann hielt sich im Oktober zu einem Staatsbesuch in Brasilien auf, wo er
verschiedene Minister zu bilateralen Gesprachen traf und ein Stagiaire-Abkommen
unterzeichnete. Anschliessend besuchte er Chile, wo das duale Berufsbildungssystem
der Schweiz ein Gesprachsthema war. Ebenfalls stand das seit 2004 gultige
Freihandelsabkommen auf der Agenda. °

Der Prasident des EU-Parlaments, der Ungare Jerzy Buzek, besuchte im Juni die
Schweiz und traf mit den Magistraten Calmy-Rey und Schneider-Ammann zusammen. Er
unterstrich dabei die Forderung der EU nach einem institutionellen Rahmenabkommen
fur sémtliche bilateralen Vertrége zwischen der Schweiz und der EU und damit nach
einer automatischen Ubernahme von EU-Recht durch die Schweiz. ’

Le 22 juin, Johann Schneider-Ammann a pris part & la conférence des ministres de
I’AELE a Schaan, au Liechtenstein. Les ministres se sont entretenus sur la politique de
libre-échange et sur la relation entre I'AELE et I'Union européenne. Ils ont également
signé une déclaration de coopération avec I'Equateur ainsi que le protocole d’adhésion
du Guatemala a l'accord de libre-échange entre les pays de I'AELE et les pays
d’Amérique centrale. A cette occasion, des représentants du Guatemala, du Costa Rica
et du Panama s'étaient également déplacés. ®

Début novembre, Johann Schneider-Ammann s'est rendu a Londres pour une visite de
travail. Il y a rencontré son homologue britannique Francis Maude avec qui il a entre
autre évoqué la situation économique de la Suisse, du Royaume-Uni et de I'Europe. Le
chef du DEFR a également participé au lancement officiel du programme "CTI Market
Entry Camp UK" auquel des start-up suisses peuvent participer afin de s'implanter sur
la marché britannique. ?

Le 10 novembre, Johann Schneider-Ammann s'est déplacé a Bruxelles pour une visite
de travail. Il a d'une part participé a la rencontre annuelle des ministres de I'AELE et de
I'Union européenne. D'autre part, le conseiller fédéral a rencontré les commissaires
européens Jyrki Katainen et Carlos Moedas avec lesquels il a discuté de la relation entre
la Suisse et I'UE et de la situation des chercheurs suisses au sein du programme Horizon
2020.°
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Johann Schneider-Ammann a participé a la Conférence ministérielle de I’AELE qui
s'est tenue le 23 novembre a Genéve. Il a été question des négociations en cours
concernant les accords de libre-échange avec la Géorgie, I'Inde, I'Indonésie, la Malaisie,
les Philippines et le Vietnam et des accords en vue avec la Turquie, le Canada et le
Mexique. Par ailleurs, les ministres de I'AELE ont rencontré I'ambassadeur américain
Michael Punke, représentant adjoint au commerce, qui les a informés de |'avancement
des négociations de libre-échange entre les Etats-Unis et I'UE. "
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